
Auf nach Bern – am 15. Mai 2004

AUNS: 50000 für Unabhängigkeit und Neutralität

Die AUNS ist die immer stärkere überparteiliche Lobby für die Unabhängigkeit und die Neu-
tralität unseres Landes. Unser Mitgliederbestand hat sich im vergangenen Jahr um über
2000 auf 43 826 erhöht. Die «magische» Zahl von 50 000 Mitgliedern liegt in Reichweite.

Die AUNS als überparteiliche Volksbewegung und Oppo-
sition, die ungebunden, kompromisslos und geschlossen
für die Unabhängigkeit und die Neutralität einsteht, ist noch
wichtiger geworden, seitdem die SVP stärker im Bundesrat
eingebunden ist.

Unser Hauptziel ist die Verhinderung eines EU-Beitritts.
Wir werden nicht zulassen, dass die Stärken und Besonder-
heiten unseres Landes preisgegeben werden. Und folge-
richtig haben wir auch den Kampf gegen die «Vorstufen»
eines EU-Beitritts – gegen Schengen und die erweiterte Per-
sonenfreizügigkeit – zu führen:

Denn Nein zur EU muss auch heissen:
➔ Nein zu Schengen
➔ Nein zu einem uneingeschränkten freien 

Personenverkehr mit den neuen EU-Staaten.

Die Mitgliederversammlung vom 15. Mai 2004 bietet Gelegenheit, unseren Willen zur
Wahrung unserer Freiheit und Unabhängigkeit zu manifestieren. Kommen Sie deshalb
besonders zahlreich nach Bern.
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sonenkontrollen an unserer
Grenze in schikanöser Weise
verschärft. Offensichtlich will
man damit von der Schweiz das
Zinsbesteuerungsabkommen
erpressen und via Schengen
unser Bankkundengeheimnis
aushebeln.
Der Chef VBS lässt seinen
Armeechef verfassungswidrig
herumplaudern, die Zeit der
autonomen Verteidigung sei
vorbei. Zudem sollen bis 10 000
Schweizer Soldaten im Ausland
mit NATO-Verbänden ins Ma-
növer ziehen. 

Die Vorsteherin des aussen-
politischen Departementes
legt einen fast krankhaft an-
mutenden neutralitätswidri-
gen Aktivismus an den Tag und
meint, sich «im Namen der
Schweiz» in fast jeden interna-
tionalen Konflikt einmischen
zu müssen. 

(Die Beispiele lassen sich belie-
big fortsetzen.)

Nein zu Schengen 

Die AUNS bekämpft das
Schengener Abkommen vor al-
len aus drei Gründen:

1. Kolonialvertrag
Schengen ist im Widerspruch
zur Schönrednerei in Bundes-
bern ein unwürdiger Kolonial-
vertrag. Wir würden uns zur
Übernahme des heutigen und
künftigen Schengener Rechts
verpflichten und die Schweiz in
immer mehr Bereichen frem-
dem Recht unterstellen (Verge-
meinschaftung der Asyl- und
Visapolitik, Einschränkung der
Polizeihoheit der Kantone, Ge-
fährdung unseres freiheitlichen
Waffenrechts usw.)

Nein zu Schengen, 
zur Zinsbesteuerung
und zur erweiterten
Personenfreizügigkeit

Nationalrat Pirmin Schwander,
Interimspräsident der AUNS,
Nationalrat Hans Fehr, Ge-
schäftsführer, und sein Stellver-
treter Werner Gartenmann ha-
ben an einer Medienkonferenz
die wachsende Bedeutung und
die aktuelle politische Stoss-
richtung der AUNS aufgezeigt.
Sie konzentrierten sich dabei
auf die Schwerpunkte Schen-
gen, Zinsbesteuerung und er-
weiterte Personenfreizügigkeit.
In all diesen Bereichen würde
die EU massiv in unsere Souve-
ränität eingreifen.

Sündenfälle in 
Bundesbern

Weil in «Bundesbern» ein politi-
scher Sündenfall auf den an-
dern folgt, ist die Arbeit der
AUNS nötiger denn je: 

Der Bundesrat weigert sich, im
Widerspruch zur Bundesver-
fassung und zum Volkswillen,
das EU-Beitrittsziel aufzuge-
ben und das Gesuch zurück-
zuziehen. Stattdessen setzt
eine bundesrätliche Mehrheit
alles daran, «Beitrittshürden»
abzubauen und den Beitritt
durch die Schengener Hinter-
tür zu forcieren.

Bundesrat Leuenberger lässt in
devoter Schwäche zu, dass die
Schweiz in Sachen Luftverkehr
über den Tisch gezogen und
diskriminiert wird. 
Der Gesamtbundesrat schaut
(Stand bei Redaktionsschluss)
tatenlos zu, wie die rot-grüne
deutsche Regierung die Per-

2. Kriminalitätsimport
Der Abbau der Personenkon-
trollen an der Grenze bringt
mehr Kriminalität, mehr illegale
Einwanderung. Durch die Ost-
erweiterung der EU wird die Si-
tuation massiv verschärft, denn
die neue Ostgrenze ist löcherig
wie ein Emmentaler Käse. Wer
den Grenzschutz Europas an
die weissrussische und ukrai-
nische Grenze (Schengener
Aussengrenze!) verlegt und den
Rest Europas «kollektiver Si-
cherheitszuständigkeit» über-
lässt, liefert Europa der organi-
sierten Kriminalität aus.

3. Angriff auf Bankkunden-
geheimnis

Die Rechts- und Amtshilfe-
pflicht à la Schengen setzt
Steuerhinterziehung (in der
Schweiz ein Übertretungsde-
likt) mit Steuerbetrug gleich.
Damit würde unser Bankge-
heimnis preisgegeben.

Nein zur Zins-
besteuerung

Die AUNS lehnt auch das Zins-
besteuerungs-Abkommen,
das uns die EU aufzwingen
will, entschieden ab. Damit
müssten wir ausländische
Geld- und Vermögenswerte,
die in der Schweiz angelegt
sind, besteuern und drei Vier-
tel dieser Steuern an die EU
abliefern. Wir würden «geben»
und dafür nichts «bekom-
men». Dass ein souveränes
Land für eine aussenste-
hende Macht Steuern ein-
treibt, wäre ohnehin einma-
lig auf der Welt! 

(Fortsetzung Seite 4)

Bilaterale Verhandlungen II
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Bilaterale Verhandlungen II

AUNS-Pressekonferenz vom 24.2.2004

Kompromisslos für die Interessen der Schweiz
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AUNS-Pressekonferenz: Pressespiegel (Auszug)
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Bundesrat Leuenberger, der
sich von seinen deutschen Ge-
nossen schon mehrfach über
den Tisch hat ziehen lassen,
muss – unterstützt vom Ge-
samtbundesrat – sofort und mit
aller Klarheit in Berlin interve-
nieren und wirksame Retor-
sionsmassnahmen gegen deut-
sche Personen- und Transit-
lastwagen einleiten. So z.B. mit
einem «Dienst nach Vorschrift»
durch das Schweizerische
Grenzwachtkorps und mit einer
rigorosen Kontrolle deutscher
Transit-Lastwagen. Der Bun-
desrat muss endlich für die In-
teressen der Schweiz kämpfen,
statt als williger Handlanger
deutsche und EU-Interessen zu
vertreten.

***

Die Aktion für eine unabhängige
und neutrale Schweiz (AUNS)
verurteilt die schikanöse Ver-
schärfung der Personenkon-
trollen an der schweizerisch-
deutschen Grenze, die offen-
sichtlich auf Geheiss der rot-
grünen Regierung Schröder er-
folgt, aufs schärfste. Die AUNS
fordert den Bundesrat auf, in
Berlin unverzüglich zu interve-
nieren und Retorsionsmass-
nahmen (Gegendruck-Mass-
nahmen) für deutsche Perso-
nen- und Transitlastwagen an-
zudrohen und vorzubereiten. 

Nachdem der deutsche Bun-
desgrenzschutz seit kurzem
gegenüber dem Nicht-Schen-
genland Schweiz ohne zwin-
genden Grund schikanöse
Grenzkontrollen durchführt, die

kilometerlange Staus verursa-
chen, muss der Bundesrat so-
fort handeln. 

Die willkürliche und diskrimi-
nierende Massnahme ist of-
fenbar ein Druckversuch (wie
er in der EU üblich ist), um von
der Schweiz das Zinsbesteue-
rungsabkommen zu erpressen
und danach – via Schengener
Abkommen und über die so
genannte Betrugsbekämp-
fung – unser Bankkundenge-
heimnis auszuhebeln und un-
seren Finanzplatz zu schwä-
chen.

Das von Sozialisten regierte
Deutschland bedient sich
Mittel, die im Europa von heute
und unter Nachbarn endgültig
der Vergangenheit angehören
sollten. 

Bundesrat muss gegen deutsche Erpressungsversuche antreten!

Presse-Mitteilung vom 9. März 2004

Grenz-Schikanen durch Deutschland

Beim Scheitern von 
Schengen ...
Beim Scheitern von Schengen
wäre nach Ansicht der AUNS
ein Austausch von Fahn-
dungsdaten über gesuchte
Personen sowie von Fingerab-
drücken im Asylbereich zwi-
schen der Schweiz und der EU
zu prüfen. Dies ist möglich,
wenn die Schweiz technisch
am Schengener Informations-
system (SIS), welches die
Daten von gesuchten Perso-
nen speichert, «andocken»
kann, sowie am Fingerab-
drucksystem «Eurodac», wel-
ches Mehrfach-Asylgesuche
verhindern soll. 
Im Gegenzug zu diesem rein
technischen Informationsaus-
tausch, der auch im Interesse
der EU liegt, könnte die
Schweiz allenfalls die Zinsbe-
steuerung gewähren. 

Nein zur Ausdehnung
der Personenfreizügig-
keit

Eine Ausdehnung der Perso-
nenfreizügigkeit auf die neuen
EU-Staaten, die am 1. Mai 2004
zur EU kommen, hätte schwere
Belastungen und Risiken für die
Schweiz zur Folge. Insbeson-
dere müsste die Schweiz mit ei-
ner massiven Arbeitslosigkeit
rechnen, weil viele Firmen in die
billigen Produktionsgebiete im
Osten abwandern würden.
Ebenso wäre mit Sozial- und
Arbeitslosenkosten in Milliar-
denhöhe zu rechnen. Denn bei
der Arbeitslosenversicherung
haben auch EU-Bürger nach
zwölfmonatiger Beitragszeit
Anrecht auf Leistungen. Zudem
können EU-Bürger ihre Familien
in der Schweiz krankenversi-
chern – auch wenn diese im
Heimatland bleibt. 

Die Schweiz braucht keine
Personenfreizügigkeit, son-
dern gute Arbeitskräfte. 
Diese sind vorab mit Kontin-
genten im Rahmen des
neuen Ausländergesetzes
zu sichern.

Zudem sind die längeren Über-
gangsfristen, welche die EU
gewähren will, reine Bauernfän-
gerei. Ein schlechtes Abkom-
men ist auch in einigen Jahren
schlecht!

Die AUNS fordert: Über die
Ausdehnung der Personen-
freizügigkeit und über neue
Dossiers sind bis zum Jahr
2009 keine Verhandlungen zu
führen. Erst wenn das Schwei-
zer Volk nach 7-jähriger Erfah-
rung mit der Freizügigkeit
innerhalb der heutigen EU
(EU-15) über deren Weiterfüh-
rung entschieden hat, können
neue Verhandlungen in Frage
kommen. 
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Aus der EU 

«Spanien geht es gut, wenn es den Deutschen schlecht geht»
Gelesen ... 

• «Ein Vollbeitritt der Schweiz
zur EU hätte tief greifende
Veränderungen im monetä-
ren und im politisch-institu-
tionellen Bereich zur Folge,
die über die wirtschaftspoliti-
sche Dimension hinausge-
hen.» [Wirtschaftspolitisches
Grundsatzpapier vom Feb-
ruar 2004 der Swissmem –
Die Schweizer Maschinen-,
Elektro- und Metall-Industrie]

Spaniens inzwischen abgewählter Regierungschef Aznar hat kürz-
lich den wirtschaftlichen Erfolg seines Landes gerühmt. Verges-
sen wir nicht: Seit dem EU-Beitritt Spaniens wurden über 150 Milli-
arden Franken EU-Subventionen bezahlt. Die Aargauer Zeitung
vom 24.2.2004 schreibt: «Spaniens wirtschaftlicher Aufstieg und
Deutschlands Einkommensabstieg gilt als Erfolg der EU-Politik,
die (...) regionale Wohlstandsunterschiede einebnen will.»
Das heisst also, auch der Schweizer Bevölkerung soll es offenbar
schlechter gehen, damit es anderen besser geht ...

Plaudereien eines Botschafters
Der deutsche Botschafter in Bern, Frank Elbe, liess in einem Inter-
view verlauten:
• «In Deutschland hat die Schweiz einen Freund!»

«Die Zusammenarbeit unserer Regierungen ist gut.»
• «Ich bedaure, dass EU-Gegner nur an der Oberfläche surfen.»
• «Der EU-Beitritt wäre im Interesse der Schweiz.»
[Der Bund, 07.02.2004] (Kommentar überflüssig!)

EU: Wer zahlt? Wer bezieht? (im Jahr 2002)
in Millionen in % des Brutto-

Franken Nationalproduktes 
(BNE)

Zahler
Deutschland 7 602 0,24
Grossbritannien 4 355 0,17
Italien 4 327 0,23
Niederlande 3 282 0,51
Frankreich 3 276 0,14
Schweden 1 120 0,29
Belgien 384 0,10
Österreich 339 0,11
Dänemark 247 0,09
Luxemburg 74 0,25
Finnland 9 0,00
Bezüger
Spanien 13 306 1,29
Griechenland 5 082 2,39
Portugal 4 038 2,14
Irland 2 365 1,50
[Quelle: NZZ online, 27.10.03]

Mitglieder-Wettbewerb 
Unabhängig von der Zusammensetzung des Parlamentes und des Bundesrates müssen wir 
die AUNS verstärken. Denn der Beitritt zu Schengen, zur EU und zur Nato sowie die Bestrebun-
gen zum Abbau der direkten Demokratie sind noch nicht vom Tisch. Wir bitten alle Mitglieder, 
Gönner und Sympathisanten mitzuhelfen, den Mitgliederbestand zu erhöhen. 

Vergessen Sie nicht, unter «Geworben durch» Ihren Namen und Adressangaben aufzuführen.
Herzlichen Dank! (Bitte Talon auf der letzten Seite benützen!)

(Der Wettbewerb läuft bis 8. Mai 2004. Über den Wettbewerb wird keine Korrespondenz geführt. 
Die neuen Mitglieder, Gönner und Sympathisanten müssen Ihren Beitritt mit Ihrer Unterschrift bestätigen.) 

EU-Beitritt würde bedeuten:
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Fehler 1: EU-Beitritts-
drang
Der Bundesrat will die Schweiz
in die EU treiben. Das Schwei-
zer Volk hat sich jedoch mehr-
fach gegen die EU ausgespro-
chen (u.a. haben am 4.3.2001
77% der Stimmbürger und alle
Kantone die EU-Beitrittsinitia-
tive abgelehnt). Das Volk will
den bilateralen Weg. Solche
Verhandlungen sind im Inter-
esse des Landes zu führen.

Fehler 2: Verhandlungs-
Parallelismus
Kaum hatte das Schweizer Volk
1999 den Bilateralen I zuge-
stimmt (u.a. freier Personenver-
kehr mit der EU-15), drängte die
EU auf den Abschluss von
weiteren zwei Abkommen zur
Zinsbesteuerung (angeblich
contra «Steuerflucht») und zur
Betrugsbekämpfung (contra
«Geldwäscherei/Schmuggel»).
Der Bundesrat forderte darauf-
hin gleichzeitige Verhandlun-
gen in sieben weiteren Berei-
chen und «schnürte» das Paket
Bilaterale II (Parallelismus). Der
Bundesrat will insbesondere
dem Abkommen Schengen/
Dublin beitreten. 

Fehler 3: Schengen-
Schönrednerei 
Obwohl Schengen gravierende
Nachteile bringt, wird dieses Ab-
kommen in Bundesbern schön-
geredet. Noch 1999 stellte der
Bundesrat fest, dass über
Schengen aus Gründen der
Souveränität nicht verhandelt
werden könne (siehe Kasten
«Ist der Bundesrat…?»). Aber
Schengen ist in der Zwischen-
zeit in seinen Auswirkungen kei-
neswegs abgeschwächt wor-
den. Heute will der Bundesrat
mit «Schengen» EU-Beitritts-
Hürden abbauen. 
Die Übernahme des Schenge-
ner Rechtsbestandes würde die

Schweiz in vielen Bereichen
noch «EU-beitrittsfähiger» ma-
chen. Zudem würde der Wirt-
schaftsstandort Schweiz durch
die Schwächung des Finanz-
platzes (Bankgeheimnis) ver-
schlechtert. Der Bundesrat
weiss, dass er eine EU-Beitritts-
Abstimmung verlieren würde.
Mit den Schlagworten «Mehr
Sicherheit dank Schengen» und
«Weniger Asylmissbrauch dank
Dublin» soll das Volk geködert
werden.

Ist der Bundesrat noch
glaubwürdig?
Der Bundesrat stellt in der
«Botschaft zur Genehmigung
der sektoriellen Abkommen 
zwischen der Schweiz und der
EG» vom 23. Juni 1999 fest, 
«dass solche Verhandlungen
für jene Bereiche nicht in
Frage kommen, bei deren
Regelung Souveränitäts-
übertragungen an suprana-
tionale Instanzen unerläss-
lich sind (Zollunion, Wäh-
rungsunion, Schengen, Aus-
senhandels- und Sicher-
heitspolitik) ...»
Und heute drängt der Bundes-
rat mit aller Kraft ins gelobte
Schengenland.

Fehler 4: Erweiterte
Personenfreizügigkeit
Weil die EU auf den 1. Mai 2004
um zehn neue Staaten erweitert
wird (Osterweiterung), verlangt
die EU, dass die Schweiz die
heute mit den 15 aktuellen EU-
Staaten beschlossene Perso-
nenfreizügigkeit auch auf diese
Staaten ausweitet. 

Der Bundesrat behauptet, die
Osterweiterung bringe für 
unser Land ein zusätzliches
Wirtschaftswachstum von 1 bis 
2 Milliarden Franken. Aber über
das enorme Risiko, 

• dass unsere Löhne durch Bil-
ligarbeiter unter Druck gera-
ten, 

• dass freie Berufe wie Ärzte,
Architekten, Ingenieure noch
mehr Konkurrenz erhalten,

• dass die Arbeitslosigkeit so-
wie die Sozial- und Arbeits-
losenleistungen massiv zu-
nehmen, 

• und dass das Ausbildungsni-
veau an unseren Schulen
weiter absacken wird,

verliert der Bundesrat kein
Wort. 

Stationen einer falschen Aussenpolitik

EU übernimmt 10 neue Staaten mit schlechten 
Wirtschaftsleistungen und zum Teil hoher Arbeitslosigkeit:

BIP* 2001 pro Kopf Arbeitslosigkeit 2002
in Euro in Prozent

Zypern 14 550 5,3
Tschechien 6 170 7,4
Estland 4 510 9,1
Ungarn 5 670 5,6
Litauen 3 850 13,1
Lettland 3 610 12,9
Malta 10 320 7,5
Polen 5 280 20,0
Slowenien 10 520 6,0
Slowakei 4 250 19,4
EU-15 23 210 7,6
Schweiz 38 400 2,5
*Bruttoinlandprodukt [Quelle: Tagesanzeiger, 14.05.2003]
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AUNS will 
Kurs-Korrektur
1. Die AUNS wird «Schengen»

mit dem Referendum be-
kämpfen. Wenn Schengen
«wegfällt», so können die übri-
gen bilateralen Verträge des
Paketes II (u.a. Abbau von
Zöllen und Exportsubventio-
nen bei verarbeiteten Land-
wirtschaftsprodukten) den-
noch abgeschlossen wer-
den.

2. Eine technische Zusammen-
arbeit mit dem «Schengener
Informations-System (SIS)»
und «Eurodac» ist anzustre-
ben. Ob im Gegenzug dafür
die Zinsbesteuerung in Frage
kommt, ist zu prüfen.

3. Die AUNS wird eine Blanko-
Erweiterung der Personenfrei-
zügigkeit auf die neuen EU-
Staaten mit dem Referendum
bekämpfen, sofern keine grif-
figen und zwingenden Limi-
ten eingebaut werden.

4. Die EU könnte bei einem 
Nein die Personenfreizügig-
keit und das Paket der Bila-
teralen I zwar theoretisch in-
nert sechs Monaten kündi-
gen. Sie wird sich aber da-
vor hüten! Denn die EU wür-
de sich ins eigene Fleisch
schneiden (Wegfall der be-
reits praktizierten Personen-
freizügigkeit, Aufhebung des
Transitabkommens mit den
Alpentransversalen, wovon
auch Deutschland profitiert).

Mit dem Bundesgerichtsent-
scheid, der Einbürgerungen 
an der Urne ausschliesst 
und auch entsprechende Ge-
meindeversammlungs-Ent-
scheide einschränken will,
wird die direkte Demokratie in
einem zentralen Bereich auf-
gehoben. Dazu kommen die
Forderungen nach einem Be-
schwerderecht gegen negative
Einbürgerungsentscheide so-

wie nach automatischer Einbür-
gerung für die so genannte
dritte Generation.
So wird letztlich ein Rechtsan-
spruch auf Einbürgerung ge-
schaffen, und der Schweizer
Pass droht regelrecht ver-
schleudert zu werden. Damit ist
auch unsere Souveränität und
die direkte Demokratie in Ge-
fahr.

Im April 2004 wird deshalb
eine Volksinitiative lanciert,
um diese Irrwege und insbe-
sondere den verfehlten Bun-
desgerichtsentscheid zu kor-
rigieren.

Die AUNS wird diese Initia-
tive tatkräftig unterstützen.
Sie werden die Unterschrif-
tenbogen rechtzeitig erhal-
ten.

Keine Trendwende 
«Auch wenn sich die Zahl der im
Jahr 2003 eingereichten Asyl-
gesuche im Vergleich zum Vor-
jahr verringert hat, heisst das
noch lange nicht, dass diese
Beruhigung von Dauer sein
wird. Politische Umwälzungen,
Kriegswirren, Naturkatastro-
phen u.a. können die Migration
nach Europa wieder anschwel-
len lassen. Um für diesen Fall
gewappnet zu sein, müssen die
Hausaufgaben jetzt gemacht
werden. Da dies ohne stän-
digen Druck auf die Landes-
regierung nicht geschieht, ist

die dritte Asylinitiative zur Ver-
schärfung des Asylgesetzes
dringend nötig.» 

Max P. Morf, Genf

Die Schweiz ist «Spitze»
«Die Schweiz steht mit der Zahl
neuer Asylgesuche im Vergleich
zur Bevölkerungszahl europa-
weit immer noch an der Spitze.
Deshalb fordern auch die Ost-
schweizer Justiz- und Polizeidi-
rektoren eine härtere Asylpoli-
tik, kürzere Verfahren und ra-
schere Ausschaffungen. Somit
verdient nach der knappen Ver-
werfung der zweiten Asylinitia-

tive (mit 50,1%!) die dritte Auf-
lage der Initiative unsere volle
Unterstützung.» 

Richard Martin, Luzern

Weil der milliardenteure Asyl-
missbrauch nach wie vor
grassiert, wird die AUNS auch
die dritte Asylinitiative, die im
Sommer 2004 lanciert wird,
mit aller Kraft unterstützen. 

Wir bitten Sie heute schon,
sich dannzumal tatkräftig 
an der Unterschriftensamm-
lung zu beteiligen.

Einbürgerung

Asylmissbrauch



Bergier in der Schule

Das neue Religionsbuch EN-
BIRO, welches in den Kanto-
nen Freiburg, Waadt und Wal-
lis eingeführt wurde, wendet an,
was Frau Dreyfuss und Pro-
fessor Bergier seit Jahren for-
dern: Der Bergier-Bericht findet
seinen Eingang in den Unter-
richt. Und dies auf besonders
perfide Weise in einem für Acht-
jährige bestimmten Religions-
buch (3. Klasse).
Dort wird, durch Steuergelder
finanziert, noch weiter gegan-
gen als im Bergier-Bericht,
wenn es auf Seite 98 heisst: 
Die mitten in Europa liegende

Schweiz stellt ein ideales Asyl
dar, aber die Schweizer Behör-
den sind gegen eine Öffnung
der Schweizer Grenzen für die
Juden. Die Regierung verlangt,
dass sie abgewiesen werden.
Viele davon werden von den
Deutschen verhaftet, deportiert
und getötet.
Im Begleitbuch für den Lehrer
wird eine Zahl der Opfer zwi-
schen 12 000 und 24 000 ange-
geben, was von vielen Histori-
kern bezweifelt wird. Dem Leh-
rer wird auch nahe gelegt, nicht
auf die schwierige politische
und soziale Situation der
Schweiz in dieser Epoche hin-
zuweisen. Eine schäbigere Ma-

nipulation lässt sich gar nicht
denken: 8-jährigen Schulkin-
dern soll also eingebläut wer-
den, dass ihre Grossväter am
Holocaust mitschuldig waren,
der Lehrer soll es ihnen aber so
beibringen, dass sie es mög-
lichst unreflektiert und ohne Zu-
satzinformationen über die da-
malige Situation unseres Lan-
des übernehmen.
Und schliesslich die letzte
Frage: Was hat dies alles in ei-
nem Religionsbuch unter dem
Kapitel «der Tag des Sabbat» zu
suchen?

Oskar Freysinger, 
Nationalrat, VS

Weitere Stützpunkt-Verantwortliche
gesucht

Sie wollen ... die AUNS-Politik verbreiten
... Standaktionen und Veranstaltungen 

organisieren
... ein «Aktivisten-Netz» aufbauen.

Sie sind bereit, Ihre Engagements ehrenamtlich der
AUNS zur Verfügung zu stellen und nehmen an den
jährlich vier Stützpunktleiter-Sitzungen in Bern teil.

Wir brauchen Sie – im Interesse unseres Landes!

Bitte melden Sie sich bei:
AUNS, Postfach 218, 3000 Bern 16, 
Telefon: 031 356 27 27, 
E-mail: werner.gartenmann@auns.ch

Administratives
Die Geschäftsstelle erledigt ihre Arbeit mit möglichst
geringem Aufwand, aber mit hoher Effizienz. Sie
können uns dabei helfen, wenn Sie bei Einzahlungen
oder Bestellungen Ihre Mitglieder-Nummer angeben.
Die Nummer hilft uns, rasch und sicher die Aufträge
bzw. Verbuchung zu erledigen. Sie finden Ihre per-
sönliche Nummer auf der Adress-Etikette (siehe
Abbildung). Auch unsere Gönner und Sympathisan-
ten haben eine solche Nummer. Die Bezeichnung
«Mitglieder-Nummer» heisst also nicht, dass ein
Sympathisant ohne seinen Willen zum Mitglied mu-
tiert worden ist. Wir danken Ihnen bestens. 

Werden auch Sie Mitglied bei der Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS)
❏ Mitglied (❏ Ehepaar), ❏ Gönner oder ❏ Sympathisant.
Jahresbeiträge: Mitglieder Fr. 35.– (Ehepaare Fr. 50.–), Gönner Fr. 100.–, Sympathisanten nach
freiem Ermessen.
❏ Senden Sie mir ausführliche Informationen über die AUNS.

Name/Vorname:

Adresse:

PLZ/Ort:

Datum/Unterschrift:

Geworben durch:

Einsenden an: AUNS, Postfach 218, 3000 Bern 16
Telefon 031356 27 27, Fax 031356 27 28, PC-Konto 30-10011-5

✂

Bergier-Bericht • In eigener Sache • Mitgliederwerbung

In eigener Sache…


